
bleiben (§ 52 Abs. 1 ZPO). Die Beweisaufnahme ist Teil 
der mündlichen Verhandlung. Deshalb hat das Gericht 
in der mündlichen Verhandlung zu prüfen und anzu­
ordnen, über welche Tatsachen Beweis zu erheben ist. 
In der Anordnung sind die Beweismittel zu bezeich­
nen, und die Prozeßparteien sind darüber zu unterrich­
ten (§ 54 Abs. 1 ZPO).
Die Prozeßparteien können ihr Recht, am Verfahren 
teilzunehmen, nur dann voll verwirklichen, wenn das 
Gericht sie über die beabsichtigten Schritte informiert 
und sie damit in die Lage versetzt, sich darauf einzu­
stellen. Diese Forderung gilt für alle Arten und alle 
Stadien des Verfahrens. Deshalb kann es zweckmäßig 
sein, schon bei der Vorbereitung der mündlichen Ver­
handlung die Prozeßparteien in der Ladung darauf 
hinzuweisen, daß die Vernehmung bestimmter Zeugen 
oder von Beauftragten von Kollektiven der Werktäti­
gen usw. vorgesehen ist. Das gilt auch dann, wenn nach 
der ersten Verhandlung ein neuer Termin bestimmt 
weiden muß.
Die Beweisaufnahme ist grundsätzlich in der mündli­
chen Verhandlung durchzuführen. Nur wenn der Auf­
wand einer unmittelbaren Beweisaufnahme nicht ge­
rechtfertigt wäre oder wenn kranke oder gebrechliche 
Zeugen nicht beim Prozeßgericht vernommen werden 
können, kann ein anderes Gericht um die Durchfüh­
rung der Beweisaufnahme ersucht werden oder die 
Vernehmung der Zeugen an ihrem Aufenthaltsort ge­
schehen. In solchen Fällen kann ein Richter die Be­
weise erheben (§ 54 Abs. 2 bis 4 ZPO).
In § 53 Abs. I ZPO werden alle zulässigen Beweismittel 
aufgeführt. Die dort gewählte Reihenfolge ist keine 
Rangfolge; sie legt auch nicht einen bestimmten Be­
weiswert der einzelnen Beweismittel fest. Das Gericht 
hat den Sachverhalt unter Mitwirkung der Proeeßpar- 
teien aufzuklären und festzustellen. Dazu sollen die 
Prozeßparteien Beweismittel benennen; das Gericht ist 
aber nicht an Beweisangebote oder Beweisanträge ge­
bunden. Eine Vernehmung von Prozeßparteien ist nach 
§ 62 ZPO erst dann anzuordnen, wenn der Sachverhalt 
auf andere Weise nicht aufgeklärt werden kann.
Eine Beweisanordnung kann auch die Erstattung eines 
Sachverständigengutachtens betreffen. Dazu kann es 
notwendig sein, daß sich die Prozeßparteien, Zeugen 
oder andere Personen einer ärztlichen Untersuchung 
unterziehen (§ 61 ZPO). Die Bestimmungen des § 68 
ZPO über die Befugnisse des Vorsitzenden zur Auf­
rechterhaltung der Ordnung sind nicht auf die münd­
liche Verhandlung beschränkt; §68 Abs. 2 ZPO sieht 
Ordnungsstrafen auch außerhalb einer Verhandlung 
vor. Nach § 68 Abs. 5 ZPO kann der Vorsitzende an­
ordnen, daß solche Bürger, die sich weigern, einer an­
geordneten Untersuchung Folge zu leisten, dem Arzt 
vorgeführt werden. Die Vorführung obliegt dem Sekre­
tär, der sich dabei der Hilfe durch die Volkspolizei be­
dienen kann. Widersetzt sich eine vorgeführte Person 
der Untersuchung, dann kann zwar kein körperlicher 
Zwang angewendet werden; es kann aber — auch wie­
derholt — eine Ordnungsstrafe ausgesprochen werden 
(§ 68 Abs. 2 ZPO).
Ist nach anderen Gesetzen für die Sachentscheidung 
die Beurteilung des Geisteszustandes einer Prozeßpartei 
erforderlich (z. B. zum Zweck der Entmündigung nach 
§ 460 ZGB oder zur Feststellung der Unfähigkeit zur 
Ausübung des elterlichen Erziehungsrechts nach § 52 
Abs. 2 und 3 FGB i. d. F. des § 12 EGZGB), kann das 
Gericht mit Zustimmung des Staatsanwalts die Einwei­
sung dieser Prozeßpartei in eine stationäre Einrichtung 
für psychisch Kranke für die Dauer bis zu sechs Wo­
chen beschließen, wenn das zur Vorbereitung eines 
Gutachtens erforderlich ist. Die Notwendigkeit einer 
solchen Maßnahme muß durch ein ärztliches Gutachten 
begründet werden (§ 61 Abs. 3 ZPO).
Nach der Beweisaufnahme ist den Beteiligten Gelegen­
heit zu geben, zur Beweisaufnahme Stellung zu nehmen 
und ggf. ihre Anträge zu ändern (§ 64 ZPO). Wurde in 
den dafür vorgesehenen Fällen auf eine mündliche 
Verhandlung verzichtet, dann hat sich die Stellung­
nahme auf die den Prozeßparteien übermittelten Unter­
lagen zu beziehen (§ 65 Abs. 2 ZPO).

Die Beweismittel sind unter Berücksichtigung des ge­
samten Inhalts der mündlichen Verhandlung zu würdi­
gen (§ 54 Abs. 5 ZPO). Hat eine mündliche Verhand­
lung nicht stattgefunden, sind die den Prozeßparteien 
zur Stellungnahme mitgeteilten Unterlagen als Be­
weismittel zu würdigen; das gilt auch für die schrift­
lichen Erklärungen von Zeugen gemäß § 55 Abs. 1 
Satz 2 ZPO.

Das Protokoll der mündlichen Verhandlung

§ 69 ZPO beschränkt sich auf die Festlegung,
— daß ein Protokoll über den Gang und den wesentli­

chen Inhalt der Verhandlung zu führen ist,
— daß die Einhaltung der Verfahrensvorschriften nur 

durch das Protokoll nachgewiesen werden kann,
— daß offenbare Unrichtigkeiten im Protokoll jeder­

zeit vom Vorsitzenden befichtigt werden können.
Welche Angaben das Protokoll enthalten muß, wird in 
der ZPO jeweils dort geregelt, wo die entsprechenden 
Prozeßhandlungen genannt werden, so z. B. § 9 (Pro­
zeßparteien und ihre Vertretung), § 45 Abs. 1 (Anträge 
der Prozeßparteien), § 46 Abs. 1 (gerichtliche Einigung), 
§ 48 Abs. 2 (Verpflichtungen der Ehegatten bei Aus­
söhnung), §54 Abs. 1 (Beweisaufnahme), § 81 Abs. 2 
(Verkündung des Urteils). Darüber hinaus obliegt es 
dem für das Protokoll verantwortlichen Vorsitzenden, 
weitere notwendige Angaben in das Protokoll aufzu­
nehmen, um den Gang des Verfahrens sichtbar zu ma­
chen und die Einhaltung der Verfahrensvorschriften 
nachzuweisen (z. B. Anordnungen über den Verlauf des 
Verfahrens, wie Vertagungen oder die Aussetzung des 
EhescheidungsVerfahrens, die Wiedergabe des Wort­
lauts einer Einigung zur Genehmigung durch die Pro­
zeßparteien).

Besonderheiten im Verfahrensablauf

Zur Sicherung eines reibungslosen Verfahrensablaufs 
sieht die ZPO einige Regelungen vor, die für den Ver­
fahrensablauf an sich nicht typisch sind.

Befreiung von den Folgen einer Fristversäumung

Die Versäumung einer gesetzlichen oder vom Gericht 
festgelegten Frist hat für die Prozeßpartei nachteilige 
Folgen. So wird z. B. ein verspätet eingelegter Ein­
spruch gegen eine gerichtliche Zahlungsaufforderung 
durch Beschluß abgewiesen (§ 15 Abs. 3 ZPO), ebenso 
eine verspätet eingelegte Berufung oder Beschwerde 
(§ 157 Abs. 1 ZPO, § 159 Abs. 2 i. V. m. § 157 Abs. 1 ZPO). 
Das gilt auch, wenn der Gerichtskostenvorschuß für 
die Berufung nicht in der vom Gericht gesetzten Frist 
eingezahlt wird (§ 157 Abs. 2 i. V. m. § 169 Abs. 3 
ZPO).
Hat die Prozeßpartei die Frist unverschuldet versäumt, 
ist ihr auf Antrag Befreiung von den Folgen der Frist­
versäumung zu gewähren. Mit dem Antrag ist zugleich 
die versäumte Handlung nachzuholen, sofern sie nicht 
bereits vorgenommen worden ist (§ 70 Abs. 1 und 2 
ZPO).
Die ZPO unterscheidet nicht mehr zwischen sog. Not­
fristen und anderen Fristen. Sie nennt jedoch einige 
Fristen, bei deren Versäumung keine Befreiung zuläs­
sig ist, so z. B. die Kassationsfrist und die Frist zur 
Einreichung einer Klage auf Wiederaufnahme des Ver­
fahrens (§§ 160 Abs. 3, 163 Abs. 3 ZPO). Ein Antrag auf 
Befreiung von der Fristversäumung kann nicht mehr 
gestellt werden, wenn seit dem Ablauf der versäum­
ten Frist ein Jahr verstrichen ist (§ 70 Abs. 2 ZPO).

Unterbrechung des Verfahrens
Das Verfahren wird unterbrochen, wenn eine Prozeß­
partei handlungsunfähig wird, stirbt oder, soweit der 
Rechtsstreit das Vermögen betrifft, das Recht zur Ver­
fügung über ihr Vermögen verliert (§ 71 Abs. 1 ZPO). 
Tritt ein solches Ereignis ein, hat das Gericht die 
Unterbrechung durch Beschluß festzustellen. Dieser 
Beschluß stellt lediglich die Unterbrechung fest; er 
führt sie nicht herbei.
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